
Leitsatz: 

 

Eine Standortplanung für Anlagen des Mobilfunks ist den Gemeinden nicht grund-

sätzlich verwehrt, wenn hierfür ein rechtfertigender städtebaulicher Anlass besteht. 

 

Verfahrensfreie Vorhaben werden von einer Veränderungssperre erfasst, auch wenn 

mit ihrer Errichtung beim Inkrafttreten der Veränderungssperre bereits begonnen 

worden ist. 

 
Hinweise: 

Das BVerwG bestätigt die Entscheidung des BayVGH vom 23.11.2010, die eine Bauein-

stellung einer verfahrensfreien Mobilfunkanlage zum Gegenstand hatte, die nach Erlass 

einer Veränderungssperre für das bereits begonnene Vorhaben verfügt worden war. Es 

legt seiner Entscheidung folgende Maßstäbe zugrunde: 

 

1. Eine Standortplanung der Gemeinden für Anlagen des Mobilfunks setzt einen sie 

rechtfertigenden städtebaulichen Anlass voraus. Mobilfunkanlagen haben städte-

bauliche Auswirkungen. Gemeinden dürfen Standortplanung auch dann betreiben, 

wenn bauliche Anlagen nach den maßgeblichen immissionsschutzrechtlichen 

Maßstäben - hier den Grenzwerten der 26. Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchV) - unbedenklich sind. 

 
2. Die Träger der Bauleitplanung dürfen sich aber nicht an die Stelle des Bundesge-

setz- oder -verordnungsgebers setzen; daher sind sie beispielsweise nicht befugt, 

für den gesamten Geltungsbereich eines Bauleitplans direkt oder mittelbar andere 

(insbesondere niedrigere) Grenzwerte festzusetzen. In diesem Sinn wäre eine ei-

gene „Vorsorgepolitik“ unzulässig. 

 
3. Eine Einschränkung der Errichtung von Mobilfunkanlagen im Hinblick auf ihre 

elektromagnetischen Emissionen (also nicht die Gestaltung) würde gegen das 

Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) verstoßen, wenn sie sich lediglich auf recht-

lich irrelevante „Immissionsbefürchtungen“ stützen ließe. Denn diese hätten kein 

städtebauliches Gewicht. Nach der derzeitigen Datenlage ist kein Konsens er-

kennbar, dass es sich bei den Auswirkungen von Mobilfunkanlagen lediglich um ir-

relevante Immissionsbefürchtungen handle. 
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4. Bei einer Standortplanung für Mobilfunkanlagen werden die Gemeinden zur Ver-

meidung eines Abwägungsfehlers allerdings zu beachten haben, dass ein hohes 

öffentliches Interesse an einer flächendeckenden angemessenen und ausreichen-

den Versorgung der Bevölkerung mit Dienstleistungen des Mobilfunks besteht.  

 
5. Rechtsgrundlage für den Ausschluss fernmelderechtlicher Nebenanlagen im Sinn 

des § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO ist § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO.  

 
6. Fernmeldetechnische Hauptanlagen, die nicht unter § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO 

fallen, können als Gewerbebetriebe in einem Wohngebiet nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 in 

Verbindung mit Abs. 9 BauNVO ausgeschlossen werden.  

 
7. Eine Anlage hat bodenrechtliche Relevanz, wenn sie auch und gerade in ihrer un-

terstellten Häufung Belange erfasst oder berührt, welche städtebauliche Betrach-

tung und Ordnung erfordern (für die 2,5 m hohe Mobilfunkanlage auf dem Dach 

des ehemaligen Bahnhofsgebäudes bejaht). 

 
8. § 14 Abs. 3 BauGB erfasst nicht verfahrensfreie Vorhaben. Wer mit einem solchen 

Vorhaben beginnt, muss jederzeit damit rechnen, dass er an der Fertigstellung ge-

rade durch eine vorhabenveranlasste Veränderungssperre gehindert wird. 

 

 

 

 



1 BV 10.1332 

M 11 K 09.1759 

G r o ß e s  

S t a a t s w a p p e n  

Verkündet am 23. November 2010 

Ocansey 

als stellvertretende Urkundsbeamtin 

der Geschäftsstelle 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

******** ******** ***** 

********* ***** *** **************** 

********** **** ***** ******** 

 - Klägerin - 

 

bevollmächtigt: 

****** **** ***** ****** 

************************** *** *************** 

*********** ** ***** ********** 
 

gegen 
 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

beigeladen: 

Gemeinde ****** ** *********** 

vertreten durch den ersten Bürgermeister, 

********* ** ***** ******* 

 

bevollmächtigt: 

Rechtsanwälte ******* *** ********* 

**************** ** ***** ******** 
 

wegen 
 

Anfechtung einer Baueinstellung (Fl.Nr. 1006/5 Gemarkung U*****); 
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hier: Berufungen des Beklagten und der Beigeladenen gegen das Urteil des 

Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 29. April 2010, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 1. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof König, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Lorenz, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dihm 

 

aufgrund mündlicher Verhandlung vom 9. November 2010 am 23. November 2010 

folgendes 

 

Urteil: 

 

I. Das Urteil des Verwaltungsgerichts München vom 29. April 

2010 wird geändert. Die Klage wird abgewiesen. 

 

II. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens in beiden 

Rechtszügen einschließlich der außergerichtlichen Kosten der 

Beigeladenen. 

 

III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. Die Kläge-

rin darf eine Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hin-

terlegung in Höhe des zu vollstreckenden Betrags abwenden, 

wenn nicht der jeweilige Vollstreckungsgläubiger zuvor Sicher-

heit in derselben Höhe leistet. 

 

IV. Die Revision wird zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 

 

Die Klägerin wendet sich gegen die Einstellung von Bauarbeiten für die Errichtung 

einer Mobilfunkanlage. Im Berufungsverfahren wenden sich der Beklagte und die 

Beigeladene gegen das der Anfechtungsklage stattgebende Urteil des Verwaltungs-

gerichts. 
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1. Die Klägerin möchte auf dem Dach des auf dem Grundstück Fl.Nr. 1006/5 Gemar-

kung U***** ** ********** stehenden (ehemaligen) Bahnhofgebäudes eine Mobilfunk-

antenne errichten. Das Grundstück Fl.Nr. 1006/5 grenzt an den Geltungsbereich des 

im September 1997 in Kraft getretenen Bebauungsplans „**********“. Der zweimal ge-

änderte Bebauungsplan setzt einen Teil der Bahnhofstraße sowie angrenzende 

Flächen als Straße bzw. Grünflächen fest und weist einen weiter nördlich gelegenen 

Bereich als allgemeines Wohngebiet aus.    

 

Die Klägerin plante zunächst eine 4,5 m hohe Antennenanlage. Für dieses Vorhaben 

beantragte sie mit bei der Beigeladenen am 6. April 2009 eingegangenem Schreiben 

vom 2. April 2009 die Zulassung einer Abweichung von einer örtlichen Bauvorschrift, 

die auf oder an Gebäuden mehr als 2,5 m über die Dachhaut hinausragende Anten-

nen, Sende- und Empfangsanlagen verbietet. Die Klägerin hatte allerdings bereits 

Ende März eine Planung für eine 2,5 m hohe Antenne abgeschlossen und den An-

tennenträger für dieses Vorhaben am 1. April 2009 „gefertigt“. Am 7. April 2009 be-

gann die Klägerin mit den Baumaßnahmen für dieses Vorhaben (Verstärkung des 

Dachstuhls des Bahnhofgebäudes, Errichtung des Fußes des Antennenträgers sowie 

des Treppenpodestes und der notwendigen Geländer). Am 16. April 2009 wurde der 

Antennenträger zusammengebaut und die Vormontage der Antennen durchgeführt. 

 

Mit Schreiben gleichfalls vom 2. April 2009 hatte die ******** *********** GmbH als 

Hauptauftraggeber des Vorhabens die Beigeladene davon in Kenntnis gesetzt, dass 

sie an dem Standort am Bahnhof festhalte, nachdem sich Alternativstandorte als 

nicht geeignet bzw. nicht realisierbar erweisen hätten, und dass sie beabsichtige, in 

den nächsten Wochen die auf Wunsch der Beigeladenen unterbrochenen Aufbauar-

beiten für die Antenne abzuschließen. Vorausgegangen waren seit längerem geführ-

te Gespräche zwischen der Klägerin, der ******** *********** GmbH und der Beigela-

denen über mögliche Standorte für Mobilfunkanlagen im Gemeindegebiet, insbeson-

dere über einen Ersatz für einen Standort, bei dem der Vertrag mit der Grundstücks-

eigentümerin nicht verlängert worden war. 

 

Der Gemeinderat der Beigeladenen entschied sich in einer am Abend des 16. April 

2009 abgehaltenen Sitzung, beim Vorhaben der Klägerin den Weg einer „planungs-

rechtlichen Steuerung“ einzuschlagen. Im Einzelnen wurde hierzu beschlossen,  

- den Antrag der Beigeladenen auf Zulassung einer Abweichung von der Ortssat-

zung abzulehnen, 
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- beim Umweltinstitut München ein „Standortkonzept“ für Mobilfunkanlagen in Auf-

trag zu geben, 

- einen „sachlichen Teilflächennutzungsplan ’Mobilfunkanlagen‘ “ aufzustellen,  

- ein Verfahren zur (dritten) Änderung des Bebauungsplans "**********" einzuleiten, 

um dessen Geltungsbereich auf das Bahnhofsgebäude zu erweitern, eine ge-

ordnete städtebauliche Entwicklung des von der Bahn an Privat verkauften Bahn-

hofsgebäudes zu sichern und Festsetzungen zur Zulässigkeit von Mobilfunkanla-

gen entsprechend dem Standortkonzept zu erlassen, sowie 

- die letztere Planung durch eine Veränderungssperre zu sichern.  

 

Die Satzung über die Veränderungssperre wurde am 17. April 2009 ausgefertigt und 

anschließend durch Anschlag an den Amtstafeln bekannt gemacht. Nach einem Ver-

merk in den Akten über den Aufstellungsbeschluss und die Veränderungssperre er-

folgten die Anschläge etwa um 10.20 Uhr (Rathaus), 10.30 Uhr (Kirchplatz in U*****) 

und 10.45 Uhr (S*******). Nach einem Hinweis der Beigeladenen stellte das Landrats-

amt G********************* am späten Vormittag des 17. April 2009 die zum damaligen 

Zeitpunkt weit fortgeschrittenen, aber noch nicht beendeten Bauarbeiten für die 

Errichtung der 2,5 m hohen Mobilfunkanlage ein, weil dem Vorhaben die Verände-

rungssperre entgegenstehe. Mit Bescheid vom 22. April 2009 wurde die mündliche 

Baueinstellung bestätigt und die Anordnung für sofort vollziehbar erklärt. 

 

2. Die Klägerin erhob am 17. April 2009 beim Verwaltungsgericht München Anfech-

tungsklage gegen die Baueinstellung und beantragte am 28. April 2009 vorläufigen 

Rechtsschutz. Letzterem Antrag entsprach das Verwaltungsgericht mit Beschluss 

vom 28. Mai 2009. Auf die Beschwerde der Beigeladenen hin änderte der Senat die-

se Entscheidung und lehnte den Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden 

Wirkung der Anfechtungsklage mit Beschluss vom 9. September 2009 (NVwZ-

RR 2010 = BayVBl 2010, 144 = ZfBR 2010, 78 = BRS 74 Nr. 120) ab. Im Hauptsa-

cheverfahren gab das Verwaltungsgericht der Anfechtungsklage gegen die Bauein-

stellung mit Urteil vom 29. April 2010 statt. In Auseinandersetzung mit der Beschwer-

deentscheidung des Senats kam das Verwaltungsgericht zu dem Ergebnis, dass das 

Vorhaben nicht von der Veränderungssperre erfasst werde, weil die Klägerin zum 

Zeitpunkt der Baueinstellung nicht mehr mit einer für sie nachteiligen Rechtsände-

rung habe rechnen müssen.   
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3. Gegen diese Entscheidung richten sich die vom Verwaltungsgericht zugelassenen 

Berufungen des Beklagten und der Beigeladenen.  

 

Der Beklagte macht im Wesentlichen Folgendes geltend: Entgegen der Auffassung 

des Verwaltungsgerichts seien die Tatsachen, dass die Beigeladene seit dem Jahr 

2008 Kenntnis von der Suche der Klägerin nach einer Standortalternative hatte und 

dass schon damals auch das Bahnhofsgebäude im Gespräch gewesen sei, nicht von 

ausschlaggebender Bedeutung. Maßgeblich sei vielmehr, dass die Beigeladene nicht 

mit der Errichtung einer 2,5 m hohen Anlage habe rechnen müssen, nachdem die 

Klägerin eine Antenne mit dieser Höhe als funktechnisch inakzeptabel bezeichnet 

hatte. Diesen Umstand habe das Verwaltungsgericht bei seiner vom Senat abwei-

chenden Bewertung des Sachverhalts völlig außer Acht gelassen. Das Alternativsze-

nario des Verwaltungsgerichts sei nicht nachvollziehbar. 

 

Die Beigeladene betont, dass die Sperrwirkung des § 14 Abs. 1 BauGB auch ein 

bauplanungsrechtlich relevantes verfahrensfreies Vorhaben erfasse. Nach den 

Materialien zur auf dem EAG Bau beruhenden Änderung des § 14 Abs. 3 BauGB 

(BT-Drs. 15/2250, S. 51) solle ein Vertrauen des Bauherrn darauf, dass sein in Aus-

führung befindliches, verfahrensfreies und materiell rechtmäßiges Vorhaben nicht 

mehr von einer Veränderungssperre erfasst werde, nur schutzwürdig sein, wenn die 

Gemeinde beteiligt worden sei. Führe die Anwendung von § 14 Abs. 1 BauGB zu 

einer unverhältnismäßigen Einschränkung des Eigentumsrechts, sei eine Ausnahme 

von der Veränderungssperre zuzulassen. Letzteres sei hier jedoch nicht der Fall. Die 

Errichtung der Mobilfunkanlage sei daher mit dem Inkrafttreten der Veränderungs-

sperre rechtswidrig geworden; die Baueinstellung sei zu Recht erfolgt.  

Zum selben Ergebnis führe die vom Senat im Eilverfahren vertretene Auffassung, 

weil auf Seiten der Klägerin kein schutzwürdiges Vertrauen zu Buche schlage. Beim 

Vorgehen der Klägerin (Beantragung einer Ausnahme für eine 4,5 m hohe Anlage; 

Ausführung einer 2,5 m hohen Anlage, obwohl eine Höhe von 4,5 m als zwingend 

erforderlich bezeichnet worden sei), habe es sich um ein „taktisches Manöver“ ge-

handelt. Die Einwände der Klägerin gegen die Wirksamkeit der Veränderungssperre 

griffen nicht durch. Die von der Beigeladenen eingeleitete Mobilfunkplanung sei „si-

cherungsfähig“. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO könne auch auf die Anlagen gemäß § 14 

Abs. 2 BauNVO angewendet werden. 

 

Der Beklagte und die Beigeladene beantragen, 
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 das Urteil des Verwaltungsgerichts München vom 29. April 2010 zu ändern 

und die Klage abzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 

 die Berufungen zurückzuweisen. 

 

Sie macht in erster Linie geltend, dass die Veränderungssperre unwirksam sei. Sie 

sichere eine Planung, die mit den Mitteln des Bauplanungsrechts nicht umgesetzt 

werden könne. Es sei fraglich, ob § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO auf fernmeldetechnische 

Nebenanlagen (§ 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO) angewendet werden könne; jedenfalls 

lägen keine besonderen städtebaulichen Gründe für einen Ausschluss vor. Zudem 

sei die Planungsabsicht nicht ausreichend konkretisiert gewesen. Die Absicht, Mobil-

funkanlagen auszuschließen, sei zwar klar zu erkennen. Diese negative Planungsab-

sicht korrespondiere nicht mit einem positiven Planungsziel. Die hierzu vom Senat im 

Eilverfahren angestellten Vermutungen seien nicht tragfähig. 

Nicht unstrittig sei, dass - bei Wirksamkeit der Veränderungssperre - § 14 Abs. 3 

BauGB nicht anzuwenden sei. Die Auffassung, dass dem Bauherrn nur ein verfah-

rensrechtlich vermittelter Vertrauensschutz zugute komme, sei jedoch unhaltbar. 

Vielmehr seien die Aufwendungen des Bauherrn für ein rechtmäßiges verfahrensfrei-

es Vorhaben uneingeschränkt durch Art. 14 Abs. 1 GG geschützt. Schon aus diesem 

Grund werde das Vorhaben der Klägerin nicht von der Veränderungssperre erfasst. 

Wenn man annehme, dass bei Fallgestaltungen wie der vorliegenden ein Ausgleich 

zwischen dem Eigentumsrecht und der Planungshoheit gefunden werden müsse, sei 

die Entscheidung des bayerischen Gesetzgebers, auch bei bauplanungsrechtlich 

relevanten verfahrensfreien Vorhaben keine Beteiligung der Gemeinde vorzusehen, 

zu respektieren. Jedenfalls aber überzeuge die Lösung des Senats im Eilverfahren, 

den Ausgleich durch eine verfassungskonforme Einschränkung des § 14 Abs. 3 

BauGB vorzunehmen, nicht. Richtiger Ansatzpunkt wäre vielmehr die Ermessens-

betätigung der Bauaufsichtsbehörde. Hiervon ausgehend wäre die Baueinstellung 

aufzuheben, weil das Landratsamt die widerstreitenden Interessen nicht abgewogen 

habe. 

Im Übrigen sei der Bewertung des Verwaltungsgerichts zu folgen, weil die Klägerin 

unmissverständlich angekündigt habe, dass sie die Aufbauarbeiten am Standort 

Bahnhofstraße in den nächsten Wochen abschließen werde. Bei dieser Ausgangs-
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lage hätte die Beigeladene die Klägerin nicht zwei Wochen lang agieren lassen dür-

fen, um dann kurz vor Fertigstellung der Anlage „zuzuschlagen“. Eine andere Bewer-

tung käme allenfalls in Betracht, wenn die Klägerin den Antrag auf Abweichung ge-

stellt hätte, ohne zeitgleich den Abschluss der Bauarbeiten anzukündigen. 

 

Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten 

wird auf die Gerichtsakten und die Akten des Landratsamts Bezug genommen. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

Die Berufungen haben Erfolg.  

 

Das Verwaltungsgericht hätte der Anfechtungsklage nicht stattgeben dürfen. Die mit 

Bescheid vom 22. April 2009 bestätigte Baueinstellung vom 17. April 2009 ist recht-

mäßig und verletzt die Klägerin somit nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 

VwGO). Der Senat kommt in den entscheidungserheblichen Punkten dieser Streitsa-

che nach abschließender Prüfung der Sach- und Rechtslage zu keinem anderen Er-

gebnis als nach vorläufiger Prüfung im Eilverfahren. Nur die Begründung dafür, dass 

das Vorhaben der Klägerin gegen die Verbotsnorm des § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

verstößt, fällt nach abschließender Überprüfung anders aus als im Beschluss vom 

9. September 2009.  

 

A. Nach Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayBO kann die Bauaufsichtsbehörde die Einstellung 

der Arbeiten anordnen, wenn die Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften errichtet, geändert oder beseitigt werden. Diese Voraussetzungen liegen 

vor, weil die Errichtung der Antenne der Veränderungssperre der Beigeladenen vom 

17. April 2009 widersprach und widerspricht. Die Satzung über die Veränderungs-

sperre ist wirksam (I.). Als Vorhaben im Sinn von § 29 Abs. 1 BauGB (II.) wird die Er-

richtung der Antenne von der Veränderungssperre erfasst. Dies gilt - hierin liegt die 

Änderung gegenüber der Eilentscheidung - unabhängig von der Frage eines der Klä-

gerin zu Gute kommenden Vertrauensschutzes (III.). Diese Frage ist nicht bei der 

Ausübung des durch Art. 75 Satz 1 BayBO eingeräumten Ermessens, sondern im 

Rahmen von § 14 Abs. 2 BauGB zu prüfen (IV.). 

 

24 

25 

26 

27 



- 8 - 

 

 

I. Die im Beschluss vom 9. September 2009 (RdNr. 42 des Entscheidungsabdrucks) 

im Einzelnen dargestellten gesetzlichen Voraussetzungen für den Erlass einer Ver-

änderungssperre lagen und liegen vor. Der Senat hat hierzu in der Eilentscheidung 

Folgendes ausgeführt (RdNrn. 43 ff. des Entscheidungsabdrucks): 
 
„… Die der Veränderungssperre zugrunde liegende Planung war ausreichend konkreti-
siert. Der gegenteiligen Auffassung der Antragstellerin wäre möglicherweise zu folgen, 
wenn bei der Prüfung dieser Voraussetzung ausschließlich die Äußerungen zu berück-
sichtigen wären, die in der Niederschrift über die Gemeinderatssitzung vom 16. April 
2009 zum Tagesordnungspunkt „Aufstellungsbeschluss“ enthalten sind. Maßgeblich ist 
indes nicht allein das in der Sitzungsniederschrift Dokumentierte; die Planungsabsicht 
kann sich auch aus anderen Unterlagen ergeben (Jäde in Jäde/Dirnberger/Weiß, 
BauGB/BauNVO, 5. Aufl., § 14 RdNr. 9; Lemmel in: Berliner Kommentar zum BauGB, 
3. Aufl., § 14 RdNr. 9; jeweils mit weiteren Nachweisen). Nach diesem Maßstab dürfte 
das von der Rechtsprechung geforderte Mindestmaß an konkretisierter Planungsab-
sicht vorgelegen haben. 
 
Wie sich auch aus dem von der Antragstellerin vorgelegten Schreiben der ******** 
*********** GmbH vom 2. April 2009 an die Beigeladene ergibt und durch das Vor-
bringen der Beigeladenen bestätigt wird, waren dem Aufstellungsbeschluss für eine Er-
weiterung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans und dem Erlass der Verände-
rungssperre Gespräche über den strittigen Standort vorausgegangen. Dem Schreiben 
ist - in Übereinstimmung mit dem Vorbringen der Beigeladenen im letzten Schriftsatz 
vom 21. August 2009 - zudem zu entnehmen, dass der ******** *********** GmbH als 
dem (oder zumindest einem) Betreiber der geplanten Anlage - als Ergebnis dieser Vor-
gespräche - bekannt war, dass der Standort am Bahnhof von der Beigeladenen negativ 
beurteilt wurde. Auch der Grund hierfür, nämlich die - gemessen an dem Ziel der 
Planung, Standorte mit einem guten Funkversorgungspegel zu finden und eine unnötig 
hohe „Befeldung“ benachbarter Wohnbebauung zu vermeiden - ungünstige Bewertung 
des Standorts in dem von der Beigeladenen in Auftrag gegebenen Immissionsgutach-
ten vom 8. September 2008, dürfte der ******** *********** GmbH bekannt gewesen 
sein. Hierfür spricht schon, dass das Unternehmen dem Umweltinstitut funktechnische 
Entwurfsdaten u. a. für den im Gutachten mit „W01“ bezeichneten Standort am Bahn-
hof geliefert hatte (vgl. Seite 34 des Gutachtens). Zudem ist nur unter der Vorausset-
zung, dass die negative Beurteilung bekannt war, verständlich, dass die ******** *******-
**** GmbH zwei Alternativstandorte „intensiv geprüft (hat)“ (Seite 1 des Schreibens 
vom 2.4.2009). 
  
Angesichts dieser Vorgeschichte kann für alle von der Veränderungssperre Betroffe-
nen - auch für die Antragstellerin, deren Hauptauftraggeber die ******** *********** 
GmbH ist - vernünftigerweise kein Zweifel daran bestanden haben und bestehen, dass 
die laut dem Aufstellungsbeschluss für die Erweiterung des Baugebiets „**********“ 
beabsichtigten „Festsetzungen zur Zulässigkeit von Mobilfunkanlagen“ einen Aus-
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schluss dieser Anlagen beinhalten sollen, wenn sich im Rahmen des in derselben Sit-
zung in Auftrag gegebenen Standortkonzepts Standorte finden lassen, die bei geringe-
rer „Befeldung“ von Wohngebieten den erwünschten guten Funkversorgungspegel ge-
währleisten. Damit war (und ist) die Planungsabsicht hinreichend konkretisiert. 
  
Dieser Beurteilung steht nicht entgegen, dass sich weder im Aufstellungsbeschluss 
noch in den ergänzend heranzuziehenden Unterlagen Aussagen darüber finden, wel-
che Nutzungsart im Bereich des Baugrundstücks, das in den Geltungsbereich des Be-
bauungsplans einbezogen werden soll, festgesetzt werden soll. Zwar wird das für den 
Erlass einer Veränderungssperre erforderliche Mindestmaß an Konkretisierung der 
Planungsziele in der Regel nur erreicht, wenn die Gemeinde bei Erlass der Sperre zu-
mindest Vorstellungen über die Art der baulichen Nutzung im künftigen Plangebiet be-
sitzt (BayVGH vom 2.8.2007 Az. 1 BV 05.2105 VGH n. F. 61, 27 = BayVBl 2008, 470 = 
ZfBR 2008, 287). Geht es jedoch um die Einbeziehung eines einzelnen Grundstücks in 
den Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der, wie der ein allgemeines Wohngebiet 
festsetzende Bebauungsplan „**********“, mit einer Baugebietsfestsetzung (§ 1 Abs. 3 
in Verbindung mit Abs. 2 BauNVO) bereits eine Regelung zur Art der baulichen Nut-
zung enthält, dann sind in dieser Hinsicht weniger strenge Anforderungen zu stellen. 
Denn in diesem Fall liegt es nahe, dass die festgesetzte Baugebietsart auch für das 
einzubeziehende Grundstück gelten soll. Umstände, die diese „Vermutung“ im vorlie-
genden Fall widerlegen würden, sind nicht ersichtlich. Die Tatsache, dass sich in dem 
Bahnhofsgebäude eine Wohnung befindet, bestätigt die „Vermutung“ vielmehr. 
 
Anhaltspunkte dafür, dass die durch die Veränderungssperre gesicherte Planung von 
vorneherein zum Scheitern verurteilt gewesen wäre, liegen nicht vor. Das Instrumen-
tarium des § 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO lässt es wohl zu, in dem auf der Grundlage der 
Baunutzungsverordnung 1990 festgesetzten allgemeinen Wohngebiet die Zulässigkeit 
von Mobilfunkanlagen (als fernmeldetechnische Nebenanlagen im Sinne von § 14 
Abs. 2 Satz 2 BauNVO) auszuschließen (BayVGH vom 2.8.2007 a. a. O. [entspre-
chende Anwendung von § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO]). Bei der gesicherten Planung han-
delt es sich auch nicht um eine § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB zuwiderlaufende, nur auf die 
Verhinderung der Antennenanlage zielende Negativplanung. Vielmehr ist das Ziel, die 
Standorte von Mobilfunkanlagen so festzulegen, dass Wohngebiete so wenig „befeldet“ 
werden wie dies bei Sicherstellung eines guten Funkversorgungspegel möglich ist, ein 
„positives“ und, wie der Senat im Urteil vom 2. August 2007 (a. a. O.) näher dargelegt 
hat, auch grundsätzlich legitimes Planungsziel. …“ 
 

An dieser rechtlichen Beurteilung hält der Senat nach abschließender Prüfung ohne 

Einschränkungen fest. Das Ziel der gesicherten Planung ist nicht nur ausreichend 

konkretisiert (1.) und grundsätzlich legitim (2.); es lässt sich auch mit dem der Beige-

ladenen zur Verfügung stehenden rechtlichen Instrumentarium umsetzen (3.).     
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1. Es steht - auch für die Klägerin - außer Frage, dass das Ziel der gesicherten Pla-

nung, Mobilfunkanlagen in dem um das Grundstück des Bahnhofsgebäudes erwei-

terten Baugebiet auszuschließen, wenn eine ausreichende Versorgung des betroffe-

nen Teils des Gemeindegebiets mit Mobilfunkleistungen von anderen, nicht im oder 

am Rande eines Wohngebiets liegenden Standorten aus gewährleistet werden kann, 

in den erkennbaren Unterlagen und Umständen der Planung (BVerwG vom 

12.8.2009 NVwZ 2010, 42 = ZfBR 2010, 75 = UPR 2010, 73) hinreichend klar zum 

Ausdruck kommt. Soweit die Klägerin eine Aussage zur angestrebten Nutzungsart - 

als grundsätzlich notwendige Voraussetzung der erforderlichen Konkretisierung der 

Planungsabsicht - vermisst, ist ihr entgegenzuhalten, dass das genannte Planungs-

ziel eine solche Aussage - wenn auch negativer Art - beinhaltet. Der angestrebte 

Ausschluss setzt eine Baugebietsausweisung voraus. Die in dem festzusetzenden 

Baugebiet zulässigen Nutzungen sind jedenfalls insoweit konkretisiert, als die Zuläs-

sigkeit von Mobilfunkbasisstationen sowohl als fernmeldetechnische Nebenanlagen 

als auch als gewerbliche Hauptanlagen (zu dieser „Doppelnatur“ vgl. BayVGH vom 

1.7.2005 VGH n. F. 58, 174 = NVwZ-RR 2006, 234 = BayVBl 2006, 469) ausge-

schlossen werden soll. Davon abgesehen spricht unter den gegebenen Umständen - 

das von der beabsichtigten Änderung des Bebauungsplans erfasste Grundstück liegt 

am Rande eines Wohngebiets; das ehemalige Bahnhofsgebäude wird teilweise zum 

Wohnen genutzt - Überwiegendes dafür, dass die im bestehenden Baugebiet festge-

setzte Nutzungsart (allgemeines Wohngebiet) auf das durch die Änderung einbezo-

gene Grundstück ausgedehnt werden soll. 

 

2. Hinsichtlich der grundsätzlichen städtebaulichen Rechtfertigung (§ 1 Abs. 3 Satz 1 

BauGB) hält der Senat trotz der vom Bevollmächtigten der Klägerin an anderer Stelle 

(Uechtritz, Kommunale Vorsorgeplanung in Bezug auf Mobilfunkanlagen - Vorausset-

zungen, Möglichkeiten und Grenzen, VerwArch 2010, S. 505 ff.) erhobenen Ein-

wände an der im Urteil vom 2. August 2007 (Az. 1 BV 05.2105 VGH n. F. 61, 27 = 

BayVBl 2008, 470 = ZfBR 2008, 287) vertretenen Auffassung fest, dass sich eine 

Standortplanung (Vorsorgeplanung) für Mobilfunkanlagen auf städtebauliche Gründe 

stützen kann.  

 

Die grundsätzliche Legitimität einer über die gesetzlichen Anforderungen hinausge-

henden kommunalen immissionsschutzrechtlichen Vorsorgeplanung steht - auch für 

die Klägerin - außer Frage (vgl. BVerwG vom 15.10.2002 NVwZ-RR 2003, 171 = 

BRS 66 Nr. 222; vom 28.2.2002 NVwZ 2002, 1114 = BRS 65 Nr. 67; vom 14.4.1989 
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NVwZ 1990, 257 = BRS 49 Nr. 15; vom 16.12.1988 NVwZ 1989, 664 = BRS 48 

Nr. 43). Dem Einwand, eine Vorsorgeplanung könne nur dann städtebaulich gerecht-

fertigt sein, wenn sie auf eine „spezifische, örtliche Schutzbedürftigkeit“ abhebe, nicht 

jedoch dann, wenn sie sich allgemein auf die Schutzwürdigkeit von Wohngebieten 

stütze (Uechtritz, a. a. O., S. 513 ff.), folgt der Senat nicht. Er sieht keinen Grund, 

aus dem es den Gemeinden von vorneherein verwehrt sein könnte, Mobilfunkanla-

gen aus Gründen des vorbeugenden Gesundheitsschutzes sowie der Gestaltung des 

Ortsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. c und Nr. 5 BauGB) möglichst von allen Wohn-

gebieten fernzuhalten. Auch bei anderen dem Immissionsschutz dienenden Regelun-

gen, wie der Festsetzung von Verwendungsverboten für bestimmte luftverunreinigen-

de Stoffe (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. a BauGB), werden solche Einschränkungen 

nicht für erforderlich gehalten.  

 

Eine Vorsorgeplanung, wie sie die Beigeladene verfolgt, wird auch nicht deswegen 

„ins Blaue hinein“ (Uechtritz, a. a. O., S. 516) betrieben, weil die Gefährdungen durch 

die von Mobilfunkbasisstationen herrührende Strahlenbelastung jedenfalls aufgrund 

neuerer Erkenntnisse dem Bereich rechtlich irrelevanter „Immissionsbefürchtungen“ 

zuzuordnen wären. In dem (unter der Internetadresse http://www.emf-forschungspro-

gramm.de/abschlussphase/DMF_AB.pdf  abrufbaren)  Bericht des Bundesamtes für 

Strahlenschutz über die „Ergebnisse des deutschen Mobilfunkforschungsprogramms, 

Bewertung der gesundheitlichen Risiken des Mobilfunks (Stand 15.05.2008)“ wird 

(auf S. 24 unter „Verbleibende offene Fragen“) u. a. Folgendes festgestellt: „Auch die 

Frage, ob Kinder stärker exponiert oder empfindlicher gegenüber hochfrequenten 

elektromagnetischen Felder(n) sein könnten als Erwachsene, konnte im Rahmen des 

DMF nicht abschließend geklärt werden.“ Allein dieser Befund rechtfertigt es nach 

Auffassung des Senats, im Zusammenhang mit Mobilfunk bestehende Besorgnisse 

weiterhin a u c h  dem „vorsorgerelevanten Risikoniveau“ zuzuordnen und nicht aus-

schließlich den „Immissionsbefürchtungen“ (zu dieser Unterscheidung vgl. BayVGH 

vom 2.8.2007 a. a. O. sowie Uechtritz, a. a. O., S. 516 mit weiteren Nachweisen).  

 

Der Einwand, es handele sich um eine § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB zuwiderlaufende un-

zulässige „Negativplanung“, verfängt schon deswegen nicht, weil der angestrebte 

Ausschluss eine zulassende („positive“) Festsetzung in Form einer Baugebietsaus-

weisung voraussetzt. Bei einer Planung, wie sie die Beigeladene beabsichtigt, geht 

es nicht um die Verhinderung von Mobilfunkanlagen, sondern um deren Ausschluss 

in bestimmten Gebieten unter der Voraussetzung, dass sich in aus Sicht der 
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Gemeinde geeigneteren anderen Teilen des Gemeindegebiets eine für dessen „Ver-

sorgung“ ausreichende Zahl von Standorten finden lässt. Eine derartige Standort-

steuerung ist ebensowenig eine unzulässige Verhinderungsplanung wie beispiels-

weise eine Planung, die die einzelnen Gewerbegebiete einer Gemeinde im Verhält-

nis zueinander nach dem Störgrad der Betriebe gliedert (vgl. § 1 Abs. 4 BauNVO) 

und damit Betriebe eines bestimmten Störgrades in bestimmten Bereichen aus-

schließt. 

  

3. Die durch die Veränderungssperre gesicherte Planung ist nicht deswegen von 

vorneherein zum Scheitern verurteilt, weil das rechtliche Instrumentarium zu ihrer 

Umsetzung fehlen würde. Das gilt sowohl speziell für die gesicherte, das Baugebiet 

„**********“ betreffende Planung (a) als auch für die Gesamtplanung, deren Bestand-

teil die gesicherte Planung sein soll (b)    

 

a) In dem geplanten (erweiterten) Baugebiet können Mobilfunkanlagen sowohl als 

fernmeldetechnische Nebenanlagen (1) als auch als gewerbliche Hauptanlagen aus-

geschlossen werden (2).  

 

(1) Die Rechtsgrundlage für den Ausschluss als fernmeldetechnische Nebenanlagen 

nach § 14 Abs. 2 BauNVO findet sich in § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO.  

 

Die Vorschrift ermächtigt dazu, im Bebauungsplan festzusetzen, dass alle oder ein-

zelne Ausnahmen, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 zulässig sind, nicht 

Bestandteil des Bebauungsplans werden. Die Vorschrift ist, insoweit ändert der Se-

nat seine Rechtsauffassung gegenüber der Eilentscheidung, unmittelbar anwendbar. 

Das Tatbestandsmerkmal „nach den §§ 2 bis 9“ bezieht sich nämlich nicht auf „vor-

gesehen sind“, sondern - wie übrigens auch in § 1 Abs. 10 BauNVO - auf „in den 

Baugebieten“. Die Vorschrift ermächtigt somit nicht nur zum Ausschluss der in den 

§§ 2 bis 9 BauNVO - jeweils in Absatz 3 - vorgesehenen Ausnahmen, sondern zum 

Ausschluss aller Ausnahmen, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 vorgese-

hen sind. Zu letzteren gehört auch die ausnahmsweise Zulässigkeit der in § 14 

Abs. 2 BauNVO aufgeführten Anlagen. Denn § 14 BauNVO ist gemäß § 1 Abs. 3 

Satz 2 BauNVO kraft Gesetzes Bestandteil jeder Baugebietsfestsetzung.  

 

Bei dieser Auslegung des § 1 Abs. 6 BauNVO ist weder die Tatsache, dass die in 

den Absätzen 3 der §§ 2 bis 9 BauNVO jeweils vorgesehenen Ausnahmen Hauptan-
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lagen betreffen, während in § 14 Abs. 2 BauNVO von (bestimmten Zwecken dienen-

den) Nebenanlagen (und Anlagen für erneuerbare Energien) die Rede ist, rechtlich 

erheblich noch eine „ins Auge fallende Divergenz zwischen § 14 Abs. 1 und § 14 

Abs. 2 BauNVO“ (vgl. zu diesen Einwänden Uechtritz, a. a. O., S. 523). Davon abge-

sehen lässt der erstere Einwand außer Acht, dass der Begriff „Nebenanlage“ in § 14 

Abs. 2 BauNVO nicht, wie in § 14 Abs. 1 BauNVO, als Pendant zum Begriff „Haupt-

anlage“ verwendet wird, sondern Anlagen bezeichnet, die Bestandteil eines Infra-

struktursystems sind. Wegen dieses Unterschiedes kann auch daraus, dass § 14 

Abs. 1 BauNVO in Satz 3 eine spezielle Ermächtigung zu die Zulässigkeit der Ne-

benanlagen einschränkenden oder ausschließenden Festsetzungen enthält, nicht der 

Schluss gezogen werden, dass die Gemeinde nur dann ermächtigt wäre, die Befug-

nis des § 14 Abs. 2 BauNVO zu modifizieren, wenn dies in § 14 Abs. 2 BauNVO 

selbst geregelt wäre. 

 

Gegen die das Tatbestandsmerkmal „nach den §§ 2 bis 9“ auf „in den Baugebieten“ 

beziehende Auslegung spricht nicht, dass § 14 BauNVO nach § 1 Abs. 3 Satz 2 

BauNVO auch Bestandteil von Sondergebietsfestsetzungen gemäß den §§ 10 und 

11 BauNVO ist, in § 1 Abs. 6 BauNVO hingegen nur von den Baugebieten nach den 

§§ 2 bis 9 BauNVO die Rede ist. Denn nach § 1 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 BauNVO 

finden die Absätze 4 bis 10 des § 1 BauNVO in den Sondergebieten keine Anwen-

dung. Besondere Festsetzungen über die Art der baulichen Nutzung werden in die-

sen Gebieten - auch soweit sie Nebenanlagen im Sinn von § 14 Abs. 2 BauNVO be-

treffen - unmittelbar auf der Grundlage von § 10 bzw. § 11 BauNVO getroffen (§ 1 

Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 BauNVO).  

 

Die Auslegung wird auch Sinn und Zweck des § 14 Abs. 2 BauNVO gerecht. Die in 

der Vorschrift aufgeführten Infrastrukturanlagen sollen nach dem Willen des Verord-

nungsgebers zwar grundsätzlich in jedem Baugebiet ausnahmsweise zulässig sein. 

Wie die in diesem Verfahren in Rede stehenden Mobilfunkbasisstationen zeigen, ha-

ben diese Anlagen aber vielfach einen über das einzelne Baugebiet hinausgehenden 

Einzugsbereich. Somit kann es im Interesse einer nachhaltigen städtebaulichen Ent-

wicklung erforderlich sein, dass die Gemeinde mit den ihr zur Verfügung stehenden 

Mitteln der Bauleitplanung auf die Standortwahl Einfluss nimmt und von mehreren in 

den einzelnen Teilen ihres Gebiets jeweils in Betracht kommenden (verfügbaren) 

Standorten den nach Abwägung aller maßgeblichen Umstände (§ 1 Abs. 7 BauGB) 

am besten geeigneten festsetzt und die anderen ausschließt.  
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(2) Die Zulässigkeit von Mobilfunkanlagen in Baugebieten als eine der Nutzungsart 

„Gewerbebetriebe“ unterfallende Anlagenart kann auf der Grundlage von § 1 Abs. 5 

und 9 BauNVO - bzw. in einem allgemeinen Wohngebiet, in dem nicht störende Ge-

werbebetriebe nur ausnahmsweise zulässig sind (§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) - auf der 

Grundlage von § 1 Abs. 6 Nr. 1, Abs. 9 BauNVO ausgeschlossen werden. Der Ein-

wand, dass dieses Instrumentarium für eine Mobilfunkstandortplanung nicht einge-

setzt werden könne, weil der Ausschluss nicht durch - nach § 1 Abs. 9 BauNVO er-

forderliche -  in der jeweiligen Planungssituation liegende, besondere städtebauliche 

Gründe gerechtfertigt wäre (Uechtritz, a. a. O., S. 518 ff.), überzeugt den Senat nicht. 

Der Einwand übersieht, dass es bei einer solchen Planung nicht um einen schemati-

schen Ausschluss in allen Wohngebieten geht, sondern um einen Ausschluss auf der 

Grundlage einer eingehenden, die funktechnischen Gegebenheiten einbeziehenden 

Untersuchung. Wenn es nach dem Ergebnis einer solchen Untersuchung gerechtfer-

tigt erscheint, Mobilfunkanlagen in einem bestimmten Gebiet auszuschließen, dann 

sind in den hierfür sprechenden Argumenten die besonderen Gründe im Sinn von § 1 

Abs. 9 BauNVO zu sehen (vgl. BVerwG vom 22.5.1987 BVerwGE 77, 317 = NVwZ 

1987, 1074 =  BayVBl 1988, 52). 

 

b) Die „Sicherungsfähigkeit“ der Planung ist auch nicht deswegen zu verneinen, weil 

die streitgegenständliche Planung zur Erweiterung des Baugebiets „**********“ Teil 

einer umfassenden Planung sein soll, für diese jedoch außerhalb von durch Bebau-

ungsplan festgesetzten Baugebieten das erforderliche bauplanungsrechtliche Instru-

mentarium nicht zur Verfügung stehen würde. Dass im Außenbereich mit der Mög-

lichkeit einer § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB entsprechenden Darstellung von „Positiv-

standorten“ bzw. „Konzentrationsflächen“ ein grundsätzlich geeignetes Instrument 

gegeben ist, steht außer Frage (das erkennt auch Uechtritz, a. a. O., S. 525 ff. an). 

Im nicht durch eine Baugebietsausweisung beplanten Innenbereich steht Entspre-

chendes zwar nicht zur Verfügung. Daraus ergeben sich aber keine unüberwindba-

ren Hindernisse. Denn in aller Regel können im Zusammenhang bebaute Gebiete 

durch eine das Instrumentarium des § 1 Abs. 4 ff. BauNVO eröffnende Festsetzung 

eines Baugebiets überplant werden. Davon abgesehen wäre die städtebauliche 

Rechtfertigung einer Standortplanung nicht schon dann in Frage gestellt, wenn sich 

bei der Ausarbeitung im Einzelnen zeigen sollte, dass an einem Standort Abstriche 

von dem Planungsziel gemacht werden müssen.  
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II. Dass es sich bei der Errichtung der Mobilfunkanlage um ein Vorhaben im Sinn von 

§ 29 Abs. 1 BauGB handelt, zieht auch die Klägerin nicht in Zweifel. Insoweit ver-

weist der Senat deshalb auf die Ausführungen im Beschluss vom 9. September 2010 

(RdNrn. 48 ff.).  

 

III. Die Anlage wird von dem Verbot des § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB (= § 2 Nr. 1 der 

Satzung über die Veränderungssperre) erfasst. Hierzu hat der Senat im Beschluss 

vom 9. September 2009 Folgendes ausgeführt (RdNrn. 54 f.): 
  

„… Das Vorhaben genießt keinen „veränderungssperrenrechtlichen Bestandsschutz“ 
nach § 14 Abs. 3 BauGB. Nach dieser Vorschrift werden Vorhaben, die vor dem In-
krafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, 
von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat 
und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begon-
nen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher aus-
geübten Nutzung von einer Veränderungssperre nicht berührt. Keine dieser Fallgestal-
tungen liegt vor. Hinsichtlich der ersten (genehmigte Vorhaben) und der dritten (Unter-
haltungsarbeiten) versteht sich dies von selbst. Offensichtlich ist ferner, dass die Ver-
änderungssperre bei der Anlage der Antragstellerin nicht auf eine bereits ausgeübte 
Nutzung traf. Denn die Mobilfunkantenne war beim Inkrafttreten der Sperre nicht nur 
noch nicht im Betrieb; sie war noch nicht einmal ganz fertig gestellt. 
 
Die Voraussetzungen der zweiten Fallgruppe, die auf Vorschriften wie den das Geneh-
migungsfreistellungsverfahren regelnden Art. 58 BayBO zielt, sind nicht erfüllt, weil es 
sich bei der Errichtung der Antennenanlage nicht um ein im Genehmigungsfreistel-
lungsverfahren zu behandelndes Vorhaben handelt. Es liegt vielmehr ein nach Art. 5 in 
Verbindung mit Art. 57 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a BayBO verfahrensfreies Vorhaben 
vor. Bei diesen Vorhaben sieht das bayerische Bauordnungsrecht auch dann, wenn sie 
nach § 29 Abs. 1 BauGB bauplanungsrechtlich relevant sind, nicht einmal eine Unter-
richtung der betroffenen Gemeinde vor. Erst recht ist nicht sichergestellt, dass die Ge-
meinde bei solchen Vorhaben rechtzeitig vor ihrer Ausführung über Maßnahmen zur 
Sicherung einer Bauleitplanung nach den §§ 14 und 15 BauGB während einer be-
stimmten Frist entscheiden kann und dass der Bauherr nach Ablauf dieser Frist die Ge-
wissheit erlangt, nicht mehr mit einer für sein Vorhaben nachteiligen Änderung der 
Rechtslage durch Bauleitplanung rechnen zu müssen. ... .  
 
Allein daraus, dass keine der in § 14 Abs. 3 BauGB normierten Fallgestaltungen vor-
liegt, folgt jedoch noch nicht, dass das Vorhaben von der Veränderungssperre erfasst 
wird. Der Auffassung der Beigeladenen, dass mit Rücksicht auf die Planungshoheit der 
Gemeinde außerhalb des Anwendungsbereichs des § 14 Abs. 3 BauGB (noch nicht 
fertig gestellte) Vorhaben ausnahmslos auch dann noch von einer Veränderungssperre 
erfasst werden, wenn diese erst nach Baubeginn in Kraft tritt, ist nicht zu folgen, weil 
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sie zu einer unverhältnismäßigen Einschränkung von durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
geschützten Rechten des Bauherrn führen kann. 
 
Wenn eine Veränderungssperre auch ein (noch nicht fertig gestelltes) Vorhaben er-
fasst, das, wie allem Anschein nach das Vorhaben der Antragstellerin, vor dem Inkraft-
treten der Sperre rechtmäßig verfahrensfrei begonnen worden ist, dann hat dies zur 
Folge, dass die durch die Bauausführung jedenfalls bis zum Inkrafttreten der Sperre 
legal geschaffenen, unzweifelhaft in den Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
fallenden Vermögenswerte vorläufig entwertet werden; denn das Vorhaben darf zumin-
dest vorläufig nicht fertig gestellt und bestimmungsgemäß genutzt werden. Ob diese 
„Verkürzung“ einer durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschützten Rechtsposition end-
gültig zulässig ist, ist in dem Bebauungsplanverfahren zu entscheiden, dessen Durch-
führung durch die Veränderungssperre gesichert wird. Wenn der Bebauungsplan, wie 
hier, Festsetzungen enthalten soll, die die betroffene Nutzungs- bzw. Anlagenart aus-
schließen, muss sich die Gemeinde im Rahmen der Abwägung (§ 2 Abs. 3, § 1 Abs. 7 
BauGB) darüber klar werden, ob diese Festsetzungen auch für ein legal begonnenes 
und vor dem Wirksamwerden planungssichernder Maßnahmen bereits teilweise fertig 
gestelltes Vorhaben gelten sollen oder ob im Bebauungsplan hierfür eine Übergangsre-
gelung vorzusehen ist, um eine unverhältnismäßige Einschränkung des Eigentums-
rechts (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG) zu vermeiden. Beim Erlass einer Veränderungs-
sperre findet eine Abwägung im Sinn von § 2 Abs. 3, § 1 Abs. 7 BauGB, die es ermög-
licht, schutzwürdige Eigentümerinteressen auf der einen und auf der Planungshoheit 
beruhende Belange der Gemeinde auf der anderen Seite unter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit und des Gleichheitssatzes in ein ausgewogenes Ver-
hältnis zu bringen (vgl. BVerfG vom 19.12.2002 NVwZ 2003, 727), nicht statt (BVerwG 
vom 30.9.1992 NVwZ 1993, 473 = BayVBl 1993, 283). ... . Wenn eine Veränderungs-
sperre mit einem in Ausführung befindlichen Vorhaben einen noch nicht abgeschlos-
senen Sachverhalt erfasst, den Maßstab für dessen bauplanungsrechtliche Zulässig-
keit (vorläufig) ändert und dadurch eine vermögenswerte Rechtsposition des Bauherrn 
(vorläufig) entwertet, handelt es sich der Sache nach um ein Problem der unechten 
Rückwirkung (bzw. tatbestandlichen Rückanknüpfung). Diese ist nur dann zulässig, 
wenn es sich - erstens - bei dem Inkrafttreten der Veränderungssperre um einen Ein-
griff handelt, mit dem der Betroffene rechnen musste und folglich bei seinen Dispositi-
onen berücksichtigen konnte, und wenn - zweitens - das Vertrauen des Betroffenen auf 
das Fortbestehen der bei Beginn der Bauausführung gegebenen Rechtslage im 
Einzelfall weniger schutzwürdig ist als der mit der Veränderungssperre verfolgte Zweck 
einer Sicherung der Planungshoheit. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, dann 
darf die Veränderungssperre ein bereits in Ausführung befindliches Vorhaben nicht 
erfassen, weil sie sonst das Eigentumsrecht des Betroffenen unverhältnismäßig stark 
einschränken würde. ...“         
 

Auch an diesen Überlegungen ist im Grundsatz festzuhalten. Das Bauvorhaben   

bleibt nicht schon deswegen von der Veränderungssperre unberührt, weil die Anten-
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nenanlage bei deren Inkrafttreten bereits so weit fertiggestellt gewesen wäre, dass 

sie in Betrieb genommen hätte werden können und schon aus diesem Grund in 

ihrem Bestand gegen eine für sie nachteilige Rechtsänderung geschützt gewesen 

wäre. Die Anlage war beim Wirksamwerden der Rechtsänderung noch nicht komplett 

montiert und dementsprechend noch nicht betriebsbereit. Allein hieraus folgt aber 

noch nicht, dass das Bauvorhaben wegen der Veränderungssperre nicht mehr 

fertiggestellt werden darf. Dass nur eine (jedenfalls im Wesentlichen) fertiggestellte 

Anlage in ihrem Bestand gegen bauaufsichtliche Maßnahmen geschützt sein kann 

(BVerwG vom 22.1.1971 NJW 1971, 1624 = BayVBl 1971, 425), besagt nicht, dass 

ein in Ausführung begriffenes, im Einklang mit dem materiellen Recht begonnenes 

verfahrensfreies Bauvorhaben ohne weiteres von einer während der Bauphase in 

Kraft tretenden Rechtsänderung erfasst würde. Dies lässt sich, was speziell das In-

krafttreten einer Veränderungssperre anbelangt, auch nicht aus § 14 Abs. 3 BauGB 

ableiten. Nach dieser Vorschrift hängt der Bestandsschutz gegen eine Verände-

rungssperre bei baugenehmigungspflichtigen und von der Baugenehmigungspflicht 

freigestellten Vorhaben nicht davon ab, dass bereits ein „Bestand“ geschaffen wurde; 

maßgeblich ist vielmehr, dass ein bestimmter Verfahrensstand, nämlich die Erteilung 

der Baugenehmigung bzw. - in Bayern - der Abschluss des Freistellungsverfahrens 

(Art. 58 BayBO), erreicht wurde. Dies lässt aber nicht den Gegenschluss zu, dass 

Vorhaben, für die es einen verfahrensrechtlich vermittelten Bestandsschutz nicht ge-

ben kann, weil sie verfahrensfrei errichtet werden dürfen, vor ihrer Fertigstellung oh-

ne Einschränkungen von einer Veränderungssperre erfasst würden. Ob ein verfah-

rensfreies Vorhaben erfasst wird, hängt, wie in der Eilentscheidung näher dargelegt 

wurde, vielmehr von dem Ergebnis einer den Grundsätzen über die Zulässigkeit ei-

ner unechten Rückwirkung bzw. tatbestandlichen Rückanknüpfung folgenden Inter-

essenabwägung ab. Abzuwägen ist zwischen dem Interesse des Bauherrn, sein 

rechtmäßig begonnenes Vorhaben (ohne Unterbrechung) zum Abschluss bringen zu 

können, und dem Interesse der Gemeinde, die Rechtslage durch Aufstellung/Ände-

rung eines Bebauungsplans noch so umzugestalten, dass das den gemeindlichen 

Planungsvorstellungen zuwider laufende Vorhaben nicht oder jedenfalls nicht in der 

beabsichtigten Form fertig gestellt werden kann.  

 

Den somit erforderlichen Ausgleich zwischen den rechtlich (in der Regel durch 

Art. 14 Abs. 1 GG) geschützten Interessen des Bauherrn und der durch Art. 28 

Abs. 2 Satz 1 GG geschützten Planungshoheit der Gemeinde dadurch sicherzustel-

len, dass der Begriff des Vorhabens im Sinn von § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in der in 
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der Eilentscheidung näher erläuterten Weise einschränkend ausgelegt wird, hält der 

Senat nach nochmaliger Prüfung nicht mehr für sachgerecht. Der Vorteil dieser 

Lösung, unmittelbar auf der Ebene des Eingreifens der Verbotsnorm des § 14 Abs. 1 

Nr. 1 BauGB anzusetzen, wiegt weniger schwer als ihre Nachteile. Diese bestehen 

vor allem darin, dass der bauplanungsrechtliche Vorhabensbegriff im Rahmen von 

§ 14 BauGB nur mit Einschränkungen gelten würde, obwohl § 14 Abs. 1 Nr. 1 

BauGB ohne Einschränkungen auf § 29 Abs. 1 BauGB verweist. Außerdem spricht 

gegen diese Lösung, dass die Feststellung, ob ein in Ausführung befindliches Vorha-

ben von einer Veränderungssperre erfasst wird (und damit im Sinn von Art. 75 Bay-

BO gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften verstößt), von dem Ergebnis der darge-

stellten, eine eingehende Ermittlung und Bewertung der gegenläufigen Interessen er-

fordernden Abwägung abhinge. 

 

Die in der mündlichen Verhandlung zur Diskussion gestellte Überlegung, den erfor-

derlichen Interessenausgleich durch eine entsprechende Anwendung von § 14 

Abs. 3 BauGB und Art. 58 Abs. 3 BayBO auf verfahrensfreie Vorhaben sicherzustel-

len, hat der Senat wieder verworfen. Bliebe ein verfahrensfreies Vorhaben nur dann 

von einer vor seiner Fertigstellung in Kraft tretenden Veränderungssperre unberührt, 

wenn der Bauherr die Gemeinde von der beabsichtigten Bauausführung in Kenntnis 

gesetzt und mit dem Beginn der Bauausführung einen Monat gewartet hat, würden 

zwar klare Verhältnisse geschaffen; komplizierte Vertrauensschutzerwägungen wür-

den sich erübrigen. Es würde jedoch für alle bauplanungsrechtlich relevanten verfah-

rensfreien Vorhaben, d. h. für Vorhaben, für welche der Gesetzgeber bewusst auf 

jede Form einer präventiven Kontrolle verzichtet hat, ein, wie es der Bevollmächtigte 

der Klägerin in der mündlichen Verhandlung genannt hat, „Anzeigeverfahren light“ 

eingeführt. Eine solche Rechtsfortbildung geht über den Rahmen dessen, was mit 

einer analogen Rechtsanwendung geleistet werden kann, hinaus. Außerdem wider-

spräche diese Lösung dem „Ziel eines möglichst weitgehenden Verzichts auf bauauf-

sichtliche Genehmigungsverfahren“ (LT-Drs. 15/7161 S. 1), das mit den letzten No-

vellen zur Bayerischen Bauordnung - auch um den Preis von Umgereimtheiten wie 

der, dass bestimmte bauplanungsrechtlich relevante Vorhaben ohne vorherige Betei-

ligung der Gemeinde ausgeführt werden dürfen - verfolgt wurde.  

 

Gegen die von der Klägerin favorisierte Lösung, den Ausgleich zwischen den wider-

streitenden Belangen bei der Ausübung des bauaufsichtlichen Ermessens vorzuneh-

men (vgl. auch Uechtritz, Veränderungssperre und verfahrensfreie Vorhaben: Ne-
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benwirkung der Deregulierung, BauR 2010, 365), spricht ausschlaggebend, dass die 

Ermittlung und Bewertung der gegenläufigen Interessen in diesem Fall im Rahmen 

der Entscheidung über die Baueinstellung erfolgen müssten, obwohl bei dieser für 

den ersten schnellen Zugriff gedachten bauaufsichtlichen Maßnahme regelmäßig nur 

eine Prüfung der formellen Legalität erfolgt. Außerdem bliebe das Vorhaben bei die-

sem rechtlichen Ansatz auch bei Überwiegen des Bauherrninteresses nicht von der 

Veränderungssperre unberührt. Der Bauherr könnte lediglich beanspruchen, dass 

gegen das Vorhaben nicht eingeschritten wird, d. h. seine Fertigstellung hingenom-

men wird. Es ist fraglich, ob diese „Duldungslösung“ der Rechtsstellung eines Bau-

herrn, dessen Vertrauen in das Fortbestehen der Rechtslage bei Beginn der Bauaus-

führung Schutz verdient, gerecht wird.  

  

Nach abschließender Prüfung erscheint es vielmehr sachgerecht, den Ausgleich der 

widerstreitenden Interessen unter Einbeziehung von § 14 Abs. 2 Satz 1 BauGB vor-

zunehmen (so auch: Winter, Auswirkungen einer Veränderungssperre auf ein verfah-

rensfreies Vorhaben nach Baubeginn, aber vor Fertigstellung, JA 2010, 318 ff.). 

Nach dieser Vorschrift kann im Einvernehmen mit der Gemeinde eine Ausnahme von 

der Veränderungssperre zugelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belan-

ge nicht entgegenstehen. Diese Voraussetzungen sind erfüllt, wenn das Bauherrn-

interesse das gegenläufige Interesse der Gemeinde überwiegt. Dieser rechtliche An-

satz bedeutet, dass ein verfahrensfreies Vorhaben von einer erst während seiner 

Ausführung in Kraft tretenden Veränderungssperre erfasst wird, weil es keine gegen-

teilige gesetzliche Regelung gibt. Wirkt sich die Veränderungssperre jedoch unver-

hältnismäßig aus, weil der Bauherr nicht mit ihrem Inkrafttreten rechnen und sie folg-

lich auch nicht bei seinen Dispositionen berücksichtigen musste, und weil sein Ver-

trauen auf das Fortbestehen der bei der Vorbereitung des Bauvorhabens und bei Be-

ginn der Bauausführung gegebenen Rechtslage schutzwürdiger ist als der mit der 

Veränderungssperre verfolgte Sicherungszweck, dann kann der Bauherr beanspru-

chen, dass auf der Grundlage von § 14 Abs. 2 Satz 1 BauGB eine Ausnahme von 

der Veränderungssperre zugelassen wird. Damit bleibt sein Vorhaben im Ergebnis 

von der Veränderungssperre unberührt. Für diese Lösung spricht vor allem, dass die 

Prüfung der widerstreitenden Interessen - auf Antrag des Bauherrn - in dem hierfür 

geeigneten Ausnahmeverfahren erfolgt. Das wiegt schwerer als der Nachteil, dass 

der Bauherr auch bei Überwiegen seiner Interessen die Veränderungssperre bis zur 

Zulassung der Ausnahme gegen sich gelten lassen muss. Davon abgesehen kann 

es bei dieser Ausgangslage im Einzelfall, nämlich dann, wenn offensichtlich ist, dass 
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der während der Bauausführung von einer Veränderungssperre betroffene Bauherr 

eine Ausnahme nach § 14 Abs. 2 BauGB wird beanspruchen können, unverhältnis-

mäßig sein, die Bauarbeiten einzustellen.  

 

Außerdem kann ein Bauherr, der Anhaltspunkte dafür hat, dass ein von ihm geplan-

tes verfahrensfreies Bauvorhaben Anlass für bauleitplanerische Schritte der Gemein-

de sein könnte, zu seinen Gunsten vorbeugend für klare Verhältnisse bei der Interes-

senabwägung sorgen, indem er die Gemeinde von seinen Plänen informiert und mit 

dem Beginn der Bauarbeiten eine für eine mögliche Reaktion der Gemeinde ange-

messene Zeit (von einem Monat; vgl. Art. 58 Abs. 3 Satz 3 BayBO) wartet (vgl. den 

Beschluss vom 9.9.2009, RdNr. 58 des Entscheidungsabdrucks). Im Übrigen dürften 

die Gemeinden sich nur bei einem sehr kleinen Teil der bauplanungsrechtlich rele-

vanten verfahrensfreien Vorhaben tatsächlich zur Einleitung bauleitplanerischer 

Schritte veranlasst sehen. 

  

IV. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass die Baueinstellung auch nicht deswegen 

zu beanstanden ist, weil das Landratsamt die Fragen des Vertrauensschutzes im 

Rahmen der  Ausübung des durch Art. 75 Satz 1 BayBO eingeräumten Ermessens 

hätte behandeln müssen. Die angesprochene Fallgestaltung, dass wegen offensicht-

licher „Ausnahmefähigkeit“ keine Baueinstellung hätte erfolgen dürfen, liegt nicht vor, 

wie auch die insoweit gänzlich unterschiedliche Bewertung des Sachverhalts durch 

das Verwaltungsgericht im angefochtenen Urteil und den Senat im Beschluss vom 

9. September 2009 sowie durch die Klägerin und die Beigeladene in der mündlichen 

Verhandlung vom 9. November 2010 bestätigt. Die mit einem möglichen Vertrauens-

schutz der Klägerin zusammenhängenden Fragen sind im Verfahren gemäß § 14 

Abs. 2 BauGB zu entscheiden, wenn die Klägerin eine Ausnahme von der Verän-

derungssperre beantragt. Gleichwohl weist der Senat abschließend darauf hin, dass 

das Verwaltungsgericht bei seiner Bewertung des Sachverhalts ein für den Senat 

mitentscheidendes Faktum, nämlich, dass die Klägerin eine Antennenhöhe von 

4,5 m als „aus funktechnischer Sicht zwingend erforderlich“ bezeichnet hatte, nicht 

berücksichtigt hat.  

  

B. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens, weil sie unterlegen ist (§ 154 Abs. 1 

VwGO). Es entspricht der Billigkeit, die außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen 

für erstattungsfähig zu erklären, weil sie einen Antrag gestellt bzw. das zugelassene 
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Rechtsmittel eingelegt hat und sich somit dem Risiko, Kosten auferlegt zu bekom-

men, ausgesetzt hat (§ 162 Abs. 3, § 154 Abs. 3 VwGO).  
 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung 

beruht auf § 167 VwGO in Verbindung mit §§ 708 ff ZPO.  
 

Die Revision wird zugelassen, weil die Fragen,  

- ob sich eine Standortplanung für Mobilfunkanlagen auf städtebaulich relevante 

Gründe des vorbeugenden Immissionsschutzes stützen kann,  

- ob die ausnahmsweise Zulässigkeit von fernmeldetechnischen Nebenanlagen ge-

mäß § 14 Abs. 2 BauNVO in den Baugebieten gemäß §§ 2 bis 9 BauNVO auf der 

Grundlage von § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen werden kann, und  

- unter welchen Voraussetzungen ein bauplanungsrechtlich relevantes, bauord-

nungsrechtlich aber verfahrensfreies Vorhaben von einer Veränderungssperre er-

fasst wird, 

grundsätzliche Bedeutung haben (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO).  

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

 

Nach § 139 VwGO kann die Revision innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: 

Ludwigstraße 23, 80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 

80098 München; in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) schriftlich eingelegt 

werden. Die Revision muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. Sie ist spä-

testens innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung zu begrün-

den. Die Begründung ist beim Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 

04107 Leipzig (Postfachanschrift: Postfach 10 08 54, 04008 Leipzig), einzureichen. 

Die Revisionsbegründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte 

Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen angeben, 

die den Mangel ergeben. 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten mit Befähigung 

zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 RDGEG 
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bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Angelegen-

heiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) sind auch 

die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Bevollmächtigte 

zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch Per-

sonen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

 

König Lorenz Dihm 

 

 

Beschluss: 
 

Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf 10.000 Euro festge-

setzt (§ 47 Abs. 1 Satz 1 und § 52 Abs. 1 GKG). 

 

 

König Lorenz Dihm 
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BVerwG 4 C 1.11VGH 1 BV 10.1332 Verkündetam 30. August 2012Jakobals Urkundsbeamtin der GeschäftsstelleIn der Verwaltungsstreitsache



$ 2 $

hat der 4. Senat des Bundesverwaltungsgerichtsauf die mündliche Verhandlung vom 30. August 2012durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Rubel,die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Gatz und Dr. Jannasch,die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Bumke undden Richter am Bundesverwaltungsgericht Petzfür Recht erkannt:Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Bayeri$schen Verwaltungsgerichtshofs vom 23. November 2010wird zurückgewiesen.Die Klägerin trägt die Kosten des Revisionsverfahrenseinschließlich der außergerichtlichen Kosten der Beigela$denen.



$ 3 $G r ü n d e :IDie Klägerin wendet sich gegen die Anordnung der Einstellung von Bauarbeitenzur Errichtung einer 2,5 m hohen Mobilfunkanlage auf dem Dach eines ehema$ligen Bahnhofsgebäudes im Gemeindegebiet der Beigeladenen.Die Klägerin begann mit den Baumaßnahmen für ihr Vorhaben (Verstärkungdes Dachstuhls des Bahnhofsgebäudes, Errichtung des Fußes des Antennen$trägers sowie des Treppenpodestes und der notwendigen Geländer) am 7. April2009. Am 16. April 2009 wurde der Antennenträger zusammengesetzt und dieAntenne vormontiert.AmAbend des 16. April 2009 beschloss der Gemeinderat der Beigeladenenu.a., beim Umweltinstitut München ein „Standortkonzept“ für Mobilfunkanlagenin Auftrag zu geben, ein Verfahren zur Änderung des Bebauungsplans „Eichen$hain“ mit dem Ziel einzuleiten, das Bahnhofsgebäude in das angrenzendeWohngebiet einzubeziehen und Festsetzungen zur Zulässigkeit von Mobilfunk$anlagen entsprechend dem Standortkonzept zu erlassen, sowie den Erlass ei$ner Veränderungssperre. Unter Hinweis auf die am 17. April 2009 ausgefertigteund bekannt gemachte Veränderungssperre ordnete das Landratsamt amVor$mittag desselben Tages die Einstellung der zu diesem Zeitpunkt weit fortge$schrittenen, aber noch nicht beendeten Bauarbeiten für die Errichtung der 2,5 mhohen Mobilfunkantenne vor Ort mündlich an. Mit Bescheid vom 22. April 2009bestätigte das Landratsamt die mündlich verfügte Einstellung der Bauarbeitenund ordnete die sofortige Vollziehung an.Das Verwaltungsgericht gab der hiergegen erhobenen Klage statt. Der Verwal$tungsgerichtshof hat auf die Berufungen des Beklagten und der Beigeladenendie Klage abgewiesen (BauR 2011, 807).Zur Begründung hat er ausgeführt:Die Voraussetzungen für die Anordnung der Baueinstellung hätten vorgelegen,da die Errichtung der Antenne der Veränderungssperre der Beigeladenen vom17. April 2009 widerspreche. Die Satzung über die Veränderungssperre sei

1
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$ 4 $wirksam. Das Planungsziel sei ausreichend konkretisiert gewesen. Die Beigela$dene habe beabsichtigt, Mobilfunkanlagen in dem um das Grundstück desBahnhofsgebäudes erweiterten Baugebiet auszuschließen, wenn eine ausrei$chende Versorgung des betroffenen Teils des Gemeindegebiets von anderen,nicht am Rande eines Wohngebiets liegenden Standorten aus gewährleistetwerden könne. Eine Standortplanung für Mobilfunkanlagen könne sich auf städ$tebauliche Gründe stützen. Eine über die gesetzlichen Anforderungen zur Ge$fahrenabwehr hinausgehende kommunale immissionsschutzrechtliche Vorsor$geplanung sei legit im. Hierfür sei die allgemeine Schutzwürdigkeit vonWohn$gebieten ausreichend. Eine unzulässige Negativplanung liege darin nicht, weiles der Beigeladenen nicht um die Verhinderung von Mobilfunkanlagen, sondernum deren Ausschluss in bestimmten Gebieten unter der Voraussetzung gehe,dass sich in aus Sicht der Gemeinde geeigneteren anderen Teilen des Ge$meindegebiets eine für dessen Versorgung ausreichende Zahl von Standortenfinden lasse. Der Gemeinde stehe auch das rechtliche Instrumentarium zur Ver$fügung, um in dem geplanten erweiterten Baugebiet Mobilfunkanlagen sowohlals fernmeldetechnische Nebenanlagen als auch als gewerbliche Hauptanlagenauszuschließen. Die Anlage der Klägerin werde von dem Verbot des § 14Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfasst, weil es für verfahrensfreie Vorhaben keine gegen$teilige gesetzliche Regelung gebe. Dies gelte jedoch nicht ohne Einschränkun$gen. Ob ein verfahrensfreies Vorhaben erfasst werde, hänge von dem Ergebniseiner den verfassungsrechtlichen Grundsätzen über die Zulässigkeit einer tat$bestandlichen Rückanknüpfung folgenden Interessenabwägung ab. Dabei seies sachgerecht, den Ausgleich der widerstreitenden Interessen im Rahmen derEntscheidung nach § 14 Abs. 2 Satz 1 BauGB vorzunehmen, ob eine Ausnah$me von der Veränderungssperre zugelassen werde.Wenn sich die Verände$rungssperre unverhältnismäßig auswirke, weil der Bauherr nicht mit ihrem In$krafttreten habe rechnen und sie folglich auch nicht bei seinen Disposit ionenhabe berücksichtigen müssen, und weil sein Vertrauen auf das Fortbestehender bei der Vorbereitung des Bauvorhabens und bei Beginn der Bauausführun$gen gegebenen Rechtslage schutzwürdiger sei als der mit der Veränderungs$sperre verfolgte Sicherungszweck, sei eine Ausnahme zu erteilen. Die im vor$liegenden Fall mit einem möglichen Vertrauensschutz der Klägerin zusammen$hängenden Fragen seien daher im Verfahren gemäß § 14 Abs. 2 BauGB zu



$ 5 $entscheiden, falls die Klägerin eine Ausnahme von der Veränderungssperrebeantrage. Da kein Fall einer offensichtlichen Ausnahmefähigkeit vorliege, seidie im Rahmen der Baueinstellung getroffene Ermessensentscheidung nicht zubeanstanden.Zur Begründung ihrer vomVerwaltungsgerichtshof zugelassenen Revision trägtdie Klägerin vor: Der Verwaltungsgerichtshof habe die in der Rechtsprechungdes Bundesverwaltungsgerichts aufgestellten Maßstäbe zur erforderlichen Kon$kretisierung der Planung bei Inkrafttreten der Veränderungssperre verkannt. DieVeränderungssperre sei unwirksam, weil das Planungsziel nicht erreichbar sei.Zum einen handele es sich nicht um eine zulässige Vorsorgeplanung, da Mobil$funkanlagenjegliches Risikopotential fehle. Zum anderen widerspreche dasPlanungsziel der in der Baunutzungsverordnung getroffenenWertung über dieallgemeine und ausnahmsweise Zulässigkeit von Mobilfunkanlagen. Ferner seies mit dem Festsetzungsinstrumentarium der Baunutzungsverordnung nichtumsetzbar. Jedenfalls aber hätte die Veränderungssperre auf das verfahrens$freie Vorhaben der Klägerin nach Baubeginn nicht mehr angewendet werdendürfen. IIDie Revision ist unbegründet, weil das vorinstanzliche Urteil mit Bundesrecht imEinklang steht. Bei der Überprüfung der angefochtenen Einstellungsverfügungist dem Verwaltungsgerichtshof kein revisibler Rechtsfehler unterlaufen.Rechtsgrundlage für die Verfügung ist Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayBO. Danachkann die Bauaufsichtsbehörde die Einstellung der Bauarbeiten anordnen, wenndie Anlagen imWiderspruch zu öffentlich$rechtlichen Vorschriften errichtet wer$den. Hierzu zählt auch eine Veränderungssperre (UA Rn. 56). Der Verwal$tungsgerichtshof ist zu Recht von derWirksamkeit der von der Beigeladenenbeschlossenen Veränderungssperre ausgegangen (1.). Er ist ferner zu demzutreffenden Ergebnis gelangt, dass die streitige, verfahrensfreie Mobilfunkan$lage ein Vorhaben im Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB ist und deshalb von dem
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$ 6 $Verbot des § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfasst wird (2.) und der Einbeziehung derAnlage in den Anwendungsbereich der Veränderungssperre nicht entgegen$steht, dass mit der Errichtung der Anlage bei Erlass der Baueinstellungsverfü$gung bereits begonnen worden war (3.).1. Die Veränderungssperre ist wirksam.Nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB kann die Gemeinde, wenn ein Beschluss überdie Aufstellung eines Bebauungsplans gefasst ist, zur Sicherung der Planungfür den künftigen Planbereich eine Veränderungssperre mit dem Inhalt erlas$sen, dass Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt werden dür$fen.1.1 Es entspricht ständiger Rechtsprechung des Senats, dass eine Verände$rungssperre erst erlassen werden darf, wenn die Planung, die sie sichern soll,ein Mindestmaß dessen erkennen lässt, was Inhalt des zu erwartenden Bebau$ungsplans sein soll (vgl. Beschlüsse vom 21. Oktober 2010 $ BVerwG 4 BN26.10 $ BRS 76 Nr. 108 und vom 1. Oktober 2009 $ BVerwG 4 BN 34.09 $ Buch$holz 406.11 § 14 BauGB Nr. 29; Urteil vom 19. Februar 2004 $ BVerwG4 CN 16.03 $ BVerwGE 120, 138 <146 f.>). Wesentlich ist dabei, dass die Ge$meinde bereits posit ive Vorstellungen über den Inhalt des Bebauungsplansentwickelt hat. Eine Negativplanung, die sich darin erschöpft, einzelne Vorha$ben auszuschließen, reicht nicht aus. Denn wenn Vorstellungen über die ange$strebte Art der baulichen Nutzung der betroffenen Grundflächen fehlen, ist derInhalt des zu erwartenden Bebauungsplans noch offen. Die nachteiligenWir$kungen der Veränderungssperre wären $ auch vor dem Hintergrund des Art. 14Abs. 1 Satz 2 GG $ nicht erträglich, wenn sie zur Sicherung einer Planung die$nen sollte, die sich in ihrem Inhalt noch in keiner Weise absehen lässt (Urteilvom 19. Februar 2004 $ BVerwG 4 CN 13.03 $ BRS 67 Nr. 118). Die Verände$rungssperre schützt die künftige Planung, nicht aber lediglich die abstrakte Pla$nungshoheit (Beschluss vom 19. Mai 2004 $ BVerwG 4 BN 22.04 $ BRS 67Nr. 119).
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$ 7 $Dieses Mindestmaß an konkreter planerischer Vorstellung gehört zur normati$ven Konzeption des § 14 BauGB. Nach seinem Absatz 2 Satz 1 kann eine Aus$nahme von der Veränderungssperre zugelassen werden, wenn öffentliche Be$lange nicht entgegenstehen. Ob der praktisch wichtigste öffentliche Belang,nämlich die Vereinbarkeit des Vorhabens mit der beabsichtigten Planung, be$einträchtigt ist, kann aber nur beurteilt werden, wenn die planerischen Vorstel$lungen der Gemeinde nicht noch völlig offen sind. Daraus folgt, dass das Min$destmaß an Vorstellungen, die vorliegen müssen, um eine Veränderungssperrezu rechtfertigen, zugleich geeignet sein muss, die Entscheidung der Genehmi$gungsbehörde zu steuern, wenn sie über die Vereinbarkeit des Vorhabens mitder beabsichtigten Planung zu befinden hat (Beschluss vom 1. Oktober 2009a.a.O. Rn. 9). Dasselbe gilt für das Gewicht, das dem mit der Veränderungs$sperre verfolgten Sicherungszweck beizumessen ist.Dabei geht die Rechtsprechung davon aus, dass es grundsätzlich erforderlich,aber auch ausreichend ist, dass die Gemeinde im Zeitpunkt des Erlasses einerVeränderungssperre zumindest Vorstellungen über die Art der baulichen Nut$zung besitzt, sei es, dass sie einen bestimmten Baugebietstyp, sei es, dass sienach den Vorschriften des § 9 Abs. 1 bis 2a BauGB festsetzbare Nutzungen insAuge gefasst hat (vgl. Urteil vom 19. Februar 2004 a.a.O.; Beschlüsse vom21. Oktober 2010 a.a.O. und vom 5. Februar 1990 $ BVerwG 4 B 191.89 $BRS 50 Nr. 103).Diese Voraussetzungen hat der Verwaltungsgerichtshof zu Recht als erfüllt an$gesehen. Der vorliegende Fall ist durch die Besonderheit gekennzeichnet, dasslediglich das vorhandene und zum Teil bereits zumWohnen genutzte ehemali$ge Bahnhofsgebäude in den Geltungsbereich eines Bebauungsplans einbezo$gen werden soll, der ein allgemeines Wohngebiet vorsieht. Im Hinblick daraufgeht der Verwaltungsgerichtshof davon aus, es spreche Überwiegendes dafür,dass die im bestehenden Baugebiet festgesetzte Nutzungsart auf das einbezo$gene Grundstück ausgedehnt werden solle (UA Rn. 35). Diese Einschätzungist, soweit sie nicht ohnehin auf tatrichterlicher Würdigung des Einzelfalls be$ruht, bundesrechtlich nicht zu beanstanden. Ihr steht nicht entgegen, dass inder 3. Änderung des Bebauungsplans „Eichenhain“ vom 28. Oktober 2010 für
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$ 8 $einen kleinen Teil des Gebäudes, das noch zu Bahnzwecken genutzt wird, einSondergebiet „Bahnhof“ vorgesehen ist. Denn damit wird lediglich in unterge$ordnetem Umfang einer tatsächlich ausgeübten und fortzusetzenden Nutzung(für den Schrankendienst) Rechnung getragen.Ein weiteres Ziel der Planung war der Ausschluss von Mobilfunkanlagen unterder Voraussetzung, dass eine ausreichende Versorgung des betroffenen Teilsdes Gemeindegebiets mit Mobilfunkleistungen von anderen, nicht innerhalboder am Rande eines Wohngebiets liegenden Standorten aus gewährleistetwerden kann. Dies kam nach den Feststellungen des Verwaltungsgerichtshofs(UA Rn. 29 ff.) in den erkennbaren Unterlagen und Umständen der Planunghinreichend klar zumAusdruck (vgl. hierzu Beschluss vom 1. Oktober 2009a.a.O.).Da das ohnehin vorhandene und genutzte Gebäude einer weiteren Nutzungzugänglich ist und bleiben soll, handelt es sich entgegen der Auffassung derRevision von vornherein nicht um eine „Negativplanung“, also um eine Planung,mit der nur etwas verhindert werden soll. Auch der Umstand, dass in diesemGebiet bestimmte Arten von Nebenanlagen ausgeschlossen werden sollen,macht sie nicht zur „Negativplanung“ in diesem Sinn.1.2 Zu Recht geht der Verwaltungsgerichtshof davon aus, dass die der Verän$derungssperre zugrunde liegende Planung städtebaulich gerechtfertigt ist.1.2.1 Eine Standortplanung für Anlagen des Mobilfunks ist den Gemeindennicht grundsätzlich verwehrt, wenn hierfür ein rechtfertigender städtebaulicherAnlass besteht. Da Mobilfunkanlagen städtebauliche Auswirkungen haben, dür$fen die Gemeinden mit den Mitteln der Bauleitplanung Festsetzungen über ihreräumliche Zuordnung treffen. Den Gemeinden steht es frei, die Städtebaupolit ikzu betreiben, die ihren städtebaulichen Ordnungsvorstellungen entspricht (Urteilvom 28. Februar 2002 $ BVerwG 4 CN 5.01 $ BRS 65 Nr. 67). Sie dürfen Stand$ortplanung auch dann betreiben, wenn bauliche Anlagen nach den maßgebli$chen immissionsschutzrechtlichen Maßstäben $ hier den Grenzwerten der
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$ 9 $26. Verordnung zur Durchführung des Bundes$Immissionsschutzgesetzes(BlmSchV) $ unbedenklich sind.Allerdings dürfen die Träger der Bauleitplanung sich nicht an die Stelle desBundesgesetz$ oder $verordnungsgebers setzen; daher sind sie beispielsweisenicht befugt, für den gesamten Geltungsbereich eines Bauleitplans direkt odermittelbar andere (insbesondere niedrigere) Grenzwerte festzusetzen. In diesemSinn wäre eine eigene „Vorsorgepolit ik“ unzulässig. Eine derartige Planung liegtder Veränderungssperre der Beigeladenen nach den Feststellungen des Ver$waltungsgerichtshofs jedoch nicht zugrunde.1.2.2 Der Klägerin ist zuzustimmen, wenn sie die Auffassung vertritt, eine Ein$schränkung der Errichtung von Mobilfunkanlagen im Hinblick auf ihre elektro$magnetischen Emissionen (also nicht die Gestaltung) würde gegen das Abwä$gungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) verstoßen, wenn sie sich lediglich auf rechtlichirrelevante „Immissionsbefürchtungen“ stützen ließe. Denn diese hätten keinstädtebauliches Gewicht.Davon ist nach den Feststellungen des Verwaltungsgerichtshofs allerdings nichtauszugehen. Er verweist darauf, dass nach einem Bericht des Bundesamts fürStrahlenschutz noch weiterer Forschungsbedarf bestehe, und stützt dies auf dieAussage in einemAbschlussbericht, die Frage, ob Kinder stärker exponiert oderempfindlicher gegenüber hochfrequenten elektromagnetischen Feldern seinkönnten als Erwachsene, habe im Rahmen des Deutschen Mobilfunkfor$schungsprogramms (DMF) nicht abschließend geklärt werden können. Alleindieser Befund rechtfertige es, im Zusammenhang mit Mobilfunk bestehendeBesorgnisse weiterhin auch dem „vorsorgerelevanten Risikoniveau“ zuzuordnenund nicht ausschließlich den „Immissionsbefürchtungen“ (UA Rn. 38). DieseFeststellungen hat der Senat seiner rechtlichen Beurteilung zugrunde zu legen.Die gegen die Feststellungen des Verwaltungsgerichtshofs erhobene Verfah$rensrüge bleibt ohne Erfolg. Die Klägerin meint, der Verwaltungsgerichtshofhabe gegen allgemeine Erfahrungssätze oder Auslegungsgrundsätze versto$ßen. Sie verweist auf die Rechtsprechung zu Feststellungen zur Zeitgeschichte(Urteil vom 12. September 1968 $ BVerwG 8 C 99.67 $ BVerwGE 30, 225) und
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$ 10 $zur Befugnis des Bundesverwaltungsgerichts, Materialien des Landesgesetz$gebers auszuwerten (Urteil vom 28. Oktober 1970 $ BVerwG 6 C 48.68 $BVerwGE 36, 192 <214>). Derartige Fälle liegen hier indes nicht vor. Unstreit ig$ auch die Revision will dies nicht in Frage stellen $ haben zahlreiche Forschun$gen stattgefunden, deren Ergebnisse in entsprechenden Publikationen darge$stellt, erörtert und zusammengefasst worden sind. Die Beteiligten tragen hierzuausführlich vor. Die Auswertung derartiger Forschungspublikationen ist Sacheder Tatsachengerichte. Erst wenn ein Sachverhalt als derart gesichert angese$hen werden kann, dass er vernünftigerweise von niemandem mehr in Zweifelgezogen werden kann, könnte darin eine revisionsgerichtlich verwertbare all$gemeinkundige Tatsache liegen (Urteil vom 28. Februar 2007 $ BVerwG 3 C38.05 $ BVerwGE 128, 155 Rn. 26). Davon kann hier keine Rede sein. Wederdie verschiedenen Stellungnahmen, auf die die Beteiligten verweisen, noch diedie Thematik betreffenden Bundestagsdrucksachen (vgl. insbesondere denVierten Bericht der Bundesregierung über die Forschungsergebnisse in Bezugauf die Emissionsminderungsmöglichkeiten der gesamten Mobilfunktechnologieund in Bezug auf gesundheitliche Auswirkungen vom 12. Januar 2011,BTDrucks 17/4408) lassen darauf schließen, dass bereits ein Konsens dahinbestünde, bei den Auswirkungen von Mobilfunkanlagen handele sich lediglichum irrelevante Immissionsbefürchtungen.1.2.3 Bei einer Standortplanung für Mobilfunkanlagen werden die Gemeindenzur Vermeidung eines Abwägungsfehlers allerdings zu beachten haben, dassein hohes öffentliches Interesse an einer flächendeckenden angemessenen undausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit Dienstleistungen des Mobil$funks besteht. Davon ist der Senat bereits in Entscheidungen ausgegangen, diedie Maßstäbe für Befreiungen zugunsten der Betreiber von Mobilfunkanlagenbetrafen (Beschlüsse vom 20. Juni 2001 $ BVerwG 4 B 41.01 $ BRS 64 Nr. 82und vom 5. Februar 2004 $ BVerwG 4 B 110.03 $ BRS 67 Nr. 86). In der Zwi$schenzeit hat die Nutzung von Dienstleistungen des Mobilfunks quantitativ undqualitativ erkennbar zugenommen; insbesondere hat sich die Zahl der Diensteerhöht, die mit den Endgeräten des Mobilfunks in Anspruch genommenwerdenkönnen, so dass das Gewicht des öffentlichen Interesses eher noch gestiegenist.
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$ 11 $
Dabei haben die Gemeinden bei der Planaufstellung auch die Wertentschei$dung des Verordnungsgebers einzubeziehen, die der Ergänzung durch § 14Abs. 2 Satz 2 BauNVO zugrunde liegt. Danach sind fernmeldetechnische Ne$benanlagen denjenigen Nebenanlagen gleich gestellt worden, die ebenfalls be$sonders wichtige Grundbedürfnisse wie die Versorgung mit Elektrizität, Gas,Wärme und Wasser betreffen. Auch Mobilfunkanlagen fallen hierunter (vgl.hierzu Beschluss vom 3. Januar 2012 $ BVerwG 4 B 27.11 $ BauR 2012, 754).1.3 Die Planung der Beigeladenen scheitert auch nicht daran, dass sie sich mitdem Instrumentarium der Baunutzungsverordnung rechtlich nicht umsetzen lie$ße. Das gilt sowohl für den Fall, dass es sich $ wovon vorliegend auszugehenist, weil die Anlage untergeordneter Bestandteil des Mobilfunknetzes ist $ umfernmeldetechnische Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO handelt,als auch für gewerbliche Hauptanlagen. Die von der Revision hiergegen erho$benen Einwände greifen nicht durch.Rechtsgrundlage für den Ausschluss fernmelderechtlicher Nebenanlagen imSinne des § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO ist § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO. Danachkann im Bebauungsplan festgesetzt werden, dass alle oder einzelne Ausnah$men, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 vorgesehen sind, nicht Be$standteil des Bebauungsplans werden. Dabei ist dem Verwaltungsgerichtshofdahingehend zu folgen, dass die Formulierung „nach den §§ 2 bis 9“ die betrof$fenen Baugebiete umschreibt, wie dies auch in § 1 Abs. 10 BauNVO oder $ mitder Einschränkung „§§ 4 bis 9“ $ in Absatz 7 der Vorschrift der Fall ist (UARn. 43 ff.). Dies steht auch mit der Systematik der Baunutzungsverordnung imEinklang. Die Regelungen in den §§ 12 bis 14 BauNVO stellen Querschnitts$vorschriften dar, die die Zulässigkeitsvorschriften der §§ 2 ff. BauNVO ergänzenund in den jeweils bezeichneten Baugebieten weitere Anlagen für zulässig er$klären. Dies wird durch § 1 Abs. 3 Satz 2 BauNVO bestätigt. Daher ist es folge$richtig, die in diesen Regelungen, somit auch in § 14 BauNVO, normierten Aus$nahmen ebenso zu behandeln wie die in den Baugebietsvorschriften vorgese$henen Ausnahmen. Die in § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO ausdrücklich geregelteMöglichkeit, die Zulässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen im Bebau$
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$ 12 $ungsplan einzuschränken oder auszuschließen, steht dieser Auslegung nichtentgegen, sondern bestätigt das Ergebnis. Der Senat hat diese Vorschrift alsErinnerung an den Ortsgesetzgeber bezeichnet, dass er die Möglichkeit derbauplanerischen Abwahl besitzt (Urteil vom 3. Dezember 1992 $ BVerwG 4 C27.91 $ BVerwGE 91, 234). Ein E$contrario$Schluss kann daraus nicht gezogenwerden.Fernmeldetechnische Hauptanlagen, die nicht unter § 14 Abs. 2 Satz 2BauNVO fallen (vgl. hierzu BRDrucks 354/89 S. 57), können als Gewerbebe$triebe in einemWohngebiet nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 9BauNVO ausgeschlossen werden (UA Rn. 47). Der Einwand der Revision, esfehle hierfür an städtebaulichen Gründen, ist in diesem Zusammenhang ver$fehlt. Denn mit „besonderen“ städtebaulichen Gründen im Sinne des § 1 Abs. 9BauNVO ist nach der ständigen Rechtsprechung des Senats lediglich gefordert,dass es spezielle Gründe gerade für die gegenüber § 1 Abs. 5 BauNVO nochfeinere Ausdifferenzierung der zulässigen Nutzung geben muss (Urteil vom22. Mai 1987 $ BVerwG 4 C 77.84 $ BVerwGE 77, 317). Daran bestehen fürMobilfunkanlagen keine Zweifel.2. Die umstrittene Mobilfunkanlage wird von der Veränderungssperre erfasst,weil es sich bei ihr, wie von § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB vorausgesetzt, um einVorhaben im Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB handelt. Dem Vortrag der Klägerinim Revisionsverfahren, der Anlage fehle wegen ihrer nur geringen Höhe von2,5 m die bodenrechtliche Relevanz, ist nicht zu folgen. Die Anlage kann die in§ 1 Abs. 5 und 6 BauGB genannten Belange in einerWeise berühren, die ge$eignet ist, das Bedürfnis nach einer ihre Zulässigkeit regelnden verbindlichenBauleitplanung hervorzurufen (vgl. Urteil vom 31. August 1973 $ BVerwG4 C 33.71 $ BVerwGE 44, 59 <62>).Weil sie auf dem Dach des Bahnhofsge$bäudes errichtet werden soll, ist sie trotz ihrer geringen Höhe weithin sichtbar.Auch hat der Verwaltungsgerichtshof in seinem Beschluss vom 9. September2009 (VGH 1 CS 09.1292) im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes, aufden er in seinem Urteil (Rn. 49) Bezug nimmt, festgestellt, die Anlage wirkeschon für sich gesehen „recht massiv“. Sie kann daher städtebauliche Auswir$kungen haben. Dies gilt umso mehr, als sie nicht allein in den Blick zu nehmen
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$ 13 $ist. Eine Anlage hat bodenrechtliche Relevanz, wenn sie auch und gerade inihrer unterstellten Häufung Belange erfasst oder berührt, welche städtebaulicheBetrachtung und Ordnung erfordern (Urteil vom 7. Mai 2001 $ BVerwG 6 C18.00 $ BVerwGE 114, 206 <209>). Nach den Feststellungen des Verwaltungs$gerichtshofs wäre der städtebauliche Belang des Ortsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 5BauGB) berührt, wenn auf demselben Gebäude oder in dessen näherer Umge$bung eine oder gar mehrere vergleichbare Anlagen hinzukommen sollten. Zu$demwürden $ ebenfalls bei einer gedachten Häufung der Anlagen $ die allge$meinen Anforderungen an gesunde Wohn$ und Arbeitsverhältnisse (§ 1 Abs. 6Nr. 1 BauGB) betroffen $ die Anlage soll Hochfrequenzstrahlen ausbreiten $ so$wie die Belange des Post$ und Telekommunikationswesens (§ 1 Abs. 6 Nr. 8dBauGB).3. Der Verwaltungsgerichtshof ist ohne Verstoß gegen Bundesrecht zu demErgebnis gelangt, dass die streit ige, nach Art. 57 BayBO verfahrensfreie Mobil$funkanlage von demVerbot des § 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfasst wird, obwohlmit ihrer Errichtung bei Erlass der Baueinstellungsverfügung bereits begonnenworden war.3.1 Das Vorhaben fällt nicht unter § 14 Abs. 3 BauGB. Danach werden (nur)Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich ge$nehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe desBauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor demInkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie die(hier nicht einschlägigen) Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis$her ausgeübten Nutzung von der Veränderungssperre nicht berührt.Die verfahrensfreien Vorhaben (Art. 57 BayBO, § 62 Musterbauordnung 2002)werden von dieser Regelung ausdrücklich nicht erfasst. Dies entspricht, wie derVertreter des Bundesinteresses näher dargelegt hat, der Regelungsabsicht desBundesgesetzgebers. Die ursprünglich im Bau$ und Raumordnungsgesetz(BauROG) 1998 verwendete Formulierung „auf Grund eines anderen Verfah$rens zulässig“ wurde zur Vermeidung von Zweifeln im Europarechtsanpas$sungsgesetz (EAG Bau) durch den heutigenWortlaut ersetzt. In der Begrün$
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$ 14 $dung wird hierzu ausgeführt, Voraussetzung für Vertrauensschutz sei die mate$rielle Rechtmäßigkeit des Vorhabens, die ordnungsgemäße Beteiligung derGemeinde und $ als Grundlage für die Bildung schutzwürdigen Vertrauens $ dasVerschweigen der Gemeinde innerhalb der landesrechtlichenWartefrist bzw.ihre posit ive Zustimmung zu dem Bauvorhaben. Der Anwendungsbereich solltesich ausdrücklich nicht auf die sog. verfahrensfreien Vorhaben im Sinne des§ 61 Musterbauordnung 2002 erstrecken (BTDrucks 15/2250 S. 51 f.).3.2 § 14 Abs. 3 BauGB ist verfassungsrechtlich unbedenklich. Die Vorschrift istinsbesondere mit der Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG vereinbar.Der Verwaltungsgerichtshof geht zu Recht davon aus, dass der Sicherung pla$nerischer Festsetzungen durch eine Veränderungssperre bei einem begonne$nen Bauvorhaben unechte Rückwirkung zukommt (UA Rn. 54). Die Verände$rungssperre verändert die Rechtsposit ion des Bauherrn, da sein Vorhaben mitInkrafttreten der Veränderungssperre unzulässig wird.Regelungen mit unechter Rückwirkung sind nach der Rechtsprechung desBundesverfassungsgerichts regelmäßig zulässig. Jedoch ergeben sich für denNormgeber aus dem rechtsstaatlichen Prinzip der Rechtssicherheit verfas$sungsrechtliche Schranken, wobei Rechtssicherheit in erster Linie Vertrauens$schutz bedeutet. Das Vertrauen des Bürgers ist namentlich enttäuscht, wenndas Gesetz einen entwertenden Eingriff vornimmt, mit dem der Betroffene nichtzu rechnen brauchte, den er also auch bei seinen Disposit ionen nicht berück$sichtigen konnte (BVerfG, Beschluss vom 28. November 1984 $ 1 BvR1157/82 $ BVerfGE 68, 287 <307>). Diesen „qualif izierten“ Vertrauensschutzgenießen Bauherren verfahrensfreier Vorhaben nicht. § 14 Abs. 3 BauGB stelltfür jedermann erkennbar klar, dass eine gesicherte Position nur in den dort ge$nannten Fällen eingeräumt wird. Wer mit einem verfahrensfreien Bauvorhabenbeginnt, muss jederzeit damit rechnen, dass er an der Fertigstellung geradedurch eine vorhabenveranlasste Veränderungssperre gehindert wird.Der verfassungsrechtliche Vertrauensschutz geht nicht so weit, den Bürger vorjeder Enttäuschung seiner Erwartungen in die Dauerhaftigkeit der Rechtslage
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$ 15 $zu bewahren; vielmehr müssen auf seiner Seite gewichtige zusätzliche Interes$sen angeführt werden können, die dem öffentlichen Interesse vorgehen. Daranfehlt es bei Bauherren verfahrensfreier Vorhaben. Gegenüber dem mit dem Ins$trument der Veränderungssperre verfolgten gesetzgeberischen Ziel, die ge$meindliche Planungshoheit zu schützen, wiegt ihr Interesse am Schutz ihrerInvestit ionen weniger schwer. Ihrem finanziellen Interesse kommt grundsätzlichkein gesteigertes Gewicht zu, weil es sich bei verfahrensfreien BauvorhabenumAnlagen handelt, die sich regelmäßig mit überschaubarem Kostenaufwandverwirklichen lassen. Außerdem können die Bauherren, wie der Verwaltungsge$richtshof dargelegt hat (UA Rn. 60), die Gemeinde von ihrem Vorhaben inKenntnis setzen und damit Klarheit gewinnen, ob eine Änderung der planungs$rechtlichen Situation bevorsteht. Demgegenüber hat die Gemeinde keine denBauherren in weitergehendem Umfang schonende Alternativen zur Sicherungihrer Planungsabsichten, als nach Kenntnisnahme von dem Beginn der Bau$arbeiten mit einer Veränderungssperre zu reagieren und dieser mit einer Ein$stellungsverfügung Geltung verschaffen zu lassen. Ein Planungsbedürfnis kannund wird häufig erst dadurch entstehen, dass sie durch den Beginn von Bau$arbeiten, über die sie nicht informiert worden ist, bodenrechtliche Konflikte er$kennt, die ihr eine planerische Bewältigung geboten erscheinen lassen.3.3 Allerdings kann es im Einzelfall angezeigt sein, bereits begonnene Vorha$ben von der künftigen Bauleitplanung auszunehmen oder eine Ausnahme vonder Veränderungssperre zuzulassen. Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 BauGB kann vonder Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden, wenn überwie$gende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die tatbestandlichen Voraus$setzungen der Norm sind allerdings nicht erfüllt, wenn das Vorhaben mit demSicherungszweck der Veränderungssperre nicht vereinbar ist, insbesondere derbeabsichtigten Planung widerspricht oder sie wesentlich erschweren würde(Lemmel, in: Berliner Kommentar zum BauGB, Stand Dezember 2008, § 14Rn. 31). So liegt der Fall hier. Es ist deshalb folgerichtig, dass die Klägerin ei$nen Antrag auf Befreiung von der Veränderungssperre nicht gestellt hat, weilsie ihn für aussichtslos hält.
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$ 16 $Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1, § 162 Abs. 3 VwGO.Prof. Dr. Rubel Dr. Gatz Dr. JannaschDr. Bumke Petz
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$ 17 $B e s c h l u s sDerWert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 10 000 €festgesetzt.Prof. Dr. Rubel Dr. Gatz Dr. JannaschDr. Bumke Petz
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